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Kemmiſſion einen 


2 gefepitgen Zwang anlange, ſo 
in laſſen, daß die Rhein-⸗Nahebahn zu einem gro⸗ 


Lenburtz führt 
e Staat ſchwere Entſchädtgungsſummen zaß⸗ 
en j j denfalls aber ſel dies 85 . es 


dukommen. 
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Landtags⸗ Verhandlungen. 
Abgeorbuetenhaus. 
33. Sitzung vom 11. Januar. 
Bräfldent v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 112, Ubr. 
Am Miniſtertiſch: Miniſter von Kamele, 
Bitter, Mapbach und mehrere Regierungs⸗Kommiſ⸗ 


Der Präfldent macht Mittheilung von dem 
am 1. Januar erfolgten Ableben des Abg. von 
Wap dorff. 

Das Haus ehrt das Andenken des Verſtorbe⸗ 
nen durch Erheben von den Sitzen. 

Vom Juftizminiſter iſt eine vergleichende Ueber⸗ 
ſicht über die Koſten der Juſtizverwa l tung vor und 
nach ber Juſtizreorganiſation eingegangen. 

Tagesordnung: 

J. Berathung des 32. Berichts der Staats⸗ 
ſchulden-Kommiſſlon über die Verwaltung des Staats 
ſchuldenweſens im Rechnungs jahre vom 1. Apetl 
1879,80. 

Auf den Antrag des Abg. Freiherrn von 
Miunigerode wird ber Staats ſchulden ⸗Kom⸗ 
miſſion Decharge ertheilt. 

U. Erste Berathung des Geſetzentwurfs be- 
treffend den Erwerb und weiteren Aut bau der 
Rhelu-Nahe-Eiſenbahn. a 

Abg Dr. Ham macher hat weſentliche Be⸗ 
denken gegen die Vorlage. Der Landtag werde es 
gegenüber der Werihloſigkeit dieſes Eiſenbahn-Unter⸗ 
nehmens kaum verantworten können, für daſſelbe 
ein Raufzıld von 6½ Millionen Mark zu bewilli⸗ 
gen. Man werde deshalb in der Kommiſſton erſt 
den Werth der Bahn feſtſtellen und welter prüfen 
müſſen, oh die Bahn verwaltung nicht auf geſes⸗ 


8 Pr Wege angehalten werden könne, das zweite 


agelteſc zu bauen. Die Bahnverwaltung müſſe 
ſolche Einrichtungen treffen, welche dem Zwecke des 
Unternehmens genügen. Bel dir Erthellung der 


Konzeſſton fet ausbrüclich von dem Giſichtspunktt 


ausgegangen, daß durch die Anlage der Mheln⸗ 
Raßebahn des Inteſeſſe der Landes vertheidtgung 
weſentlich gefördert würde Die Regierung babe 
alſo die Pflicht, zunachſt mit Zwangs maßregeln ge- 
gen die Baßnoerwaltung vorzugehen, und beuntzage 
er, Ri ner, die Verwelſung der Vorlage an die 
Komwifſlon zur Vorberathung der Sekundärbahn⸗ 


Abg. Schreiber hat ähnliche Bedenken ge ⸗ 
gen bie Annahme der Vorlage, doch jet ſeine (die 
konſervativt) Partel Bereit, derſelben ihre Zufim- 


mung zu geben, ſobald die Prüfung in der Kom⸗ 


miſſton ergeben jelkte, daß auf anderem Wege der 
Zweck, der mit dem Ankauf verbunden werde, nicht 
am erreichen ſei. Seine Parte! wolle unter allen 
Mmpänden die Regierung in die Möglichkeit ver⸗ 
ſeben, ein zweites Bahngerleiſe zu bekommen, lu erſter 


Linie müſſe aber auch fie für Anwendung von 


N we: 

Elſenbahnminiſter Map bach betont, daß bie 
Regierung auf die Bıüse des Ankaufe nur Dir 
getreten, weil ſich kein anderer Augweg, den Beſſtz 
eines zweiten Geltiſes zu erlangen, geboten hate. 
Die Geſchichte dieſes Elſenbahn Uniernehmens ſti 
feit feiner Entſtezung keine ſehr erfreuliche, der 
‚Staat habe erhebliche ſinanztelle Mittel für daſſelbe 
opfern müſſen. Auf der anderen Seite dürfe man 
aber doch auch nicht vergeſſen, daß das Unterneh. 
men in gefahrvollen Zeiten groß: tenſte gelelſtet 


hade. Die Nothwendigkeit und Deiaglichkeit für 
die Anlage eines zweiten Geleiſes jet (ag 5 5 


wichtigſten Autoritäten betent worden. 28 den 


ſel nicht unbeachtet 
ben Tyeil nicht durch Preußen, ſondern durch Di: 
Komme es zur Expropriation, dann 


nicht der We 

der am ſchnellſten zum Ziele für a Se 
mapregeln gegen die Geſellſchaft vorzugehen, würde 
keinen Effekt haben, denn dle Geſellſchaft ſei voll 
ständig außer Stande, ihren Verpflichtungen nach ⸗ 
Der Miniſter glaubt nicht, daß dle 

anderen Ausweg finden werde, 
einem baldigen befriedt⸗ 


des Landes nicht leidet. 


Abg. 


benden Abschluß zu führen, damit die Stcerbelt 
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99 tut gegen ſtänden. 


v. Eynern würde ſchon heute ſich 


2 fr die Annahme der Vorlage ausſprechen, wenn 


Licht in Betreff des Preiits erhebliche Bedenken dem 


Er hält übrigens die 
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"Mittwoch, den ! 


2. Januar 1881. 


heit nicht jo dringlich, daß nicht neue Unterhand⸗J Er verkenne nicht, daß an kleinen Pfändern der 


lungen mit den Aktionären ſtattfinden könnten. 

Kriegsminiſter vKameke: Der Nachweis 
der Dringlichkeit werde in der Ko umiſſton hinrei⸗ 
chend geführt werden. Ee ſelnerſeits wolle hier nur 
konſtatiren, daß auch von der Militär⸗Verwaltung 
die Driuglichkeit der Anlage eines zweiten Geleilſts 
durchaus zuerkannt werde. Die Staatsregierung 
habe ſeit dem Jahre 1870 faſt jedes Jahr im 
Staatsminiſtertum die Bitte um Schaffung einte 
zweiten Bapngeleifes laut werden laſſen. Wenn 
gejagt worden, man konnte noch zehn Jahre dle 
Sache auf ſich beruhen laſſen, fo möchte er doch 
darauf verweiſen, daß auf derſenigen Selte, gegen 
die wir uns vertheidigen wollen, die größten Opfer 
für die Verſtärkung der Armte gebracht werden, und 
daß dieſer Nachbar bereits in einen Vertheidigungs⸗ 
zuſtand gekommen if, der uns zwingen dürfte, auch 
unſererſeits an die Verſtärkung unſerer Weſtgrenze 
heranzutreten. Er bitte das Haus, die Vorlage zu 
genthmigen. 

Abg. De. Reilchenſperger (Olpe) hegt 
ebenfalls den lebhaften Wunſch, daß dieſe Bahn 
vom Staate erworben werde. Entscheidend für ihn 
jet die ſtrategiſche Rückſicht. Er glaube, es mache 
ſich Niemand eine Illuſton darüber, daß die Negie- 
rung mit Biſorgniß unſere Weſtgrenze im Auge be ⸗ 
halten müſſe. Durch die Erwerbung von Straß 
burg und Metz ſei eine andere Situation geſchaffen; 
unſer weſtlicher Nachbar mache gang außerordentlich 
Anſtrengungen nicht blos zue Erhöhung ſelner Ber⸗ 
tbeidigungsmlitel, ſondein auch ſeiner Angriffe ſtärke 
Man müſſe im Auge behalten, im gegebenen Augen. 
blicke eine große Anzahl von Truppen an die Grenzt 
werfen zu können, weil zwischen den mächtigen 
Bollwerken von Metz und Straßburg eine groß! 
Lücke beſteht. Redner verweiſt ſodann darauf, daß 
ſich die Aktien dieſer Bahn größttatheils in den 
Händen großer Bankinſlitute befinden und daß den 
kleinen Akttonären durch elne größere Abſindungs⸗ 
ſumme ein Vortheil nicht erwachſe. Er wünſche, 
daß die Bahn gekauft werde; er glanbe auch nicht, 
daß der Regierung ein Zwangsmittel, dle Bahn zu 
einem billigeren Preiſe zu erwerben, zur Verfügung 
ſteht, aber er hoffe, daß die Erörterungen in der 
Kommiſſion dennoch einen Flugerzeig dafür geben 
werben, wie die zu boch geſpannten Erwartungen 
ber Aftienbefiper Nrabgeſtimmt werben möchten. 

Abg. Büchtemann ſchließt ſich den Aus⸗ 
führungen des Abg. Hammacher an und ſucht din 
Nachweis zu führen, daß die Regierung berechtigt 
ſei, die Verwaltung der Rhein⸗Nahebahn zur Un ⸗ 
legung des zweiten Geleiſes anzuhalten. 

Die Vorlage geht hierauf an die zur Vorbe . 
rathung der Sekundärbahnvorlagen gewählte Kom⸗ 
miſſion. \ 

Es folgt 

III. Erſte und zweite Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs betreffend das Pfandleihgewerbe. 

Abg. Grumbrecht beantragt, den Ent⸗ 
wurf an die durch 7 Mitglieder zu verſtärkende 
Juſttz Kommiſſion zu überweiſen Dieſer Antrag 
rechtfertige ſich aus wichtigen rechtlichen und with 
ſchaftlichen Bedenken gegen die Vorlage. So jel 
die Vergütung der Pfandleiher eine viel zu geringe, 
namentlich mit Rückſicht auf die großen Geſchäftskoſten 
Wird dieſe Vergütung nicht erhöht, dann würde 
die Reellttät des ganzen Geſchäftes gefährdet und 
dem Rücklaufeweſen Vorſchub gelelſtet. Er müflı 
ſich ſchon jetzt gegen den 5 1 erklären Ferner 
wünſche er, daß die Legitimation der Pfandſcheln⸗ 
empfänger ſchärfer betont werde, als es im Gejch 
der Fall het. 

Abg Zelle betont, daß er ber Einzige fet, 
welcher ſich für das Geſetz zum Worte gemeldet 
habe. Dies beweiſe, daß die Jortſchrittopartei nicht 
immer elne negtrende Stellung einnehme. (Aha! 
rechts.) Obgleich er für die Oeſetzes vorlage jel, 
werde er doch für den Grumbrecht'ſchen Antrag 
ſtimmen, um an einzelnen Stellen derſelhen noth⸗ 
wendige Verbeſſerungen herbeizuführen und Lücken 
auszufüllen. In erſterte Beziehung wünſche er, 
daß die Frage der Einſchreibegebühr, welche vom 
Hertenhauſe geſtrichen jet, nochmals in ernſte Errod 
gung gezogen werde. Eine Lücke finde er in dem 
Umftande, daß über bie Dispoſttion des nach Ver ⸗ 
lauf und Deckung der Koſten der Pfänder über- 
ſchuſſig gewordenen Geldes keine Beſtimmung ge⸗ 
troffen werde. 


Abg. Simon v. Zaſtrow Hält die in 


Angelogen der Vorlage vorgeſchlagenen Zinsſütze für zu hoch, 


Gtwinn ein ſehr geringfügiger ſein werde, das könne 
ihn aber nicht veranlaſſen, für die Bewilligung 
wucheriſcher Ziuſen zu ſtimmen. Dagegen jet er 
damit einverſtanden, daß die Pfandleiher von einer 
Reihe drückender Beſchränkungen und Kontrolmaß⸗ 
regeln befreit würden. 

Abg. v. Heppe erklärt ſich aus gleichen 
Gründen gegen die Vorlage, indem er ebenfalls die 
Erhöhung ber Zinsſätze nach ſeinen Erfahrungen 
in Berlin für bedenklich hält. Es würde ſich em ⸗ 
pfehlen, die Säße für größere Pfänder zu er⸗ 
mäßigen 

Geh. Ober⸗Juſtizralh Kurlbaum II. er⸗ 
klärt ſich Namens der Regierung mit der kommiſ⸗ 
ſarlſchen Berathung einverſtanden 

Der Eatwurf wird hierauf an die durch 7 
Mitglieder verſtärkte Juſtizkommiſſton berwieſen. 

IV. Erſte und zweite Berathung des Geſeßz⸗ 
entwurfs, betreffend das Höferecht im Kreiſe Her⸗ 
zogthum Lauenburg. 

Abg. Berling, der ſich im Prinzip mit 
der Tendenz der Vorlage einverſtanden erklärt, be⸗ 
antragt, die zweite Berathung im Plenum vorzu⸗ 
nehmen. 

Abg. v. Rauchhaupt: Die anderweite 
Regelung des bäueriſchen Erbrechts jet von der 
Fortſchritts partei in einer Weiſe ausgebeutet, daß 
er ſich für verpflichtet halte, vor dem Lande zu 
dieſer Frage nochmals Stellung zu nehmen. Er 
müſſe Proteſt einlegen gegen die ſeiner Partei un⸗ 
tergeſchobene Abſicht, als wolle fie blos für den 
Baucruſtand das Erbrecht in der Richtung regeln, 
wie es der bekannte Antrag v. Schorlemer bezweckt. 
Er glaube es ausſprechen zu müſſen, daß dieſe 
Grundſätze für den geſammten Geundbeſiß noth⸗ 
wendig ſind. Deshalb lege er auch keinen Werth 
darauf, daß die landtagsfähigen Rittergüter von 
dleſem Erbrecht ausgeſchloſſen werden. Die kon⸗ 
ſervallyr Partei wolle keine Beſchränkung der Tr 
ſtirfäßigkelt, ſte wolle nur dem Bauernſtande das 
Bewußtsein für die Erhaltung bed Beſlges ia dre 
FJamilte möglichſt wach erhalten. 

Abg. Dr. Hänel: Die Ausführungen des 
Vorredners ſeien ſtark mit oratoriſchen Ausſchmüclun⸗ 
gen durchflochten. Wie komme der Vorrebner zu 
ſeiner Apoſtrophe an die Jortſchrüttspartel? Er 
müſſe doch wiſſen, daß er ſich niemals prinzipiell 
gegen die Einrichtung der hannoverſchen Höferollen 
erklärt habe. Die Jortſchriltspartei ſtihe in Wahr ⸗ 
helt auf dem Standpunkte der preußifchen Geſeßz⸗ 
gebung vom Aufange dieſes Jahrhunderts, die doch 
unſtrem Bauernſtande und unſerer würthſchaftlichen 
Entwicklung nicht zum Schaden gereicht habe Wenn 
der Abg. v. Rauchhaupt gejagt hätte, die Fort⸗ 
fgrittepastet jet die Repräſentantin jener großen 
Entwickelung, dann würde ſie ſich dies gefallen 
laſſen (Oetterkeit), die Ausführungen dis Herrn 
v. Rauchhaupt ſeien nichts wie Künſtlichkeit und 
Uebertreibuug. Die Fortſchrittspartei wolle nichts 
weiter, als die Auferchterhaltung der Dis poſttlons 
fähigleit der ländlichen Beſißer. Der Zweck, den 
Sie (ur Rechten) verfolgen, iſt durch die Höferolle 
ulcht einmal zu erreſchen. Die Höͤftrolle wird 
nur da ſtgenstrelche Jolgen ausüben, wo nach 
hergebrachter Tradition und Sitte die Familte ſelbſt 
von dem Bewußtſein der Aufrechthaltaug des Be- 
ſitzes durchdrungen iſt. Die Konſervatlven würden 
die Jortſchrittspartei an i yrer Seite haben, wenn 
fie in gleicher Weiſe, wie jetzt für das bäuerliche 
Erbrecht, für die Umwandlung der Fideikommiſſt 
eintrelen würden. 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt hält dieſe 
Vorlage auch nicht für eine Erfüllung des vorjäh⸗ 
rigen Beſchluſſes dis Hauſcs. Er wolle nicht den 
Bauerußſand unnöthig bevormunden, der Staat 
fürchte ſich ja unter Ubtralem Einfluß gar nich!, die 
Kommunen und die Kathollken zu bevormunden, 
aber die Zuſtände des Bauernſtandes in der für 
denſelben günſtigſten Provinz Weſtphalen dränge 
darauf hin, daß es nothwendig jet, einzugreifen. 
Aus einem ſietig gemachten Bauernſtande jet noch 
nie ein Proletariat hervorgegangen, wohl aber aus 
der Zerſplttterung, bie die Fortſchrittepartel jo ſehr 
begünstigte. Seldſt die Fortſchrittspartel, die eigen 
lich für unbedingte Theilbarleit des Grundbeſitzes 


ſel, werde von den bäuerlichen Wählern heute ſchen 
nach einm staatlichen Schuße für das Erbrecht ge⸗ 
drängt, und wolle nun entgegen ihrem eigentlichen duros auf ben franzöſtſchen Sch dogerichtevorg 
Prinzip, wo Tradition und Sitte darauf hinwelſe, mitzuthetlen weiß, die den Krieg gerad zu auke n 
doch an die ſchlleß⸗ 


das Höferecht annehmen. Nun in Weſtphalen ſprä⸗ 
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chen dieſe beiden Faktoren gewiß dafür, da würden 
wir ja ſthen, wie bie Fortſchrittspartel ſtimmt. Die 
Frage, die hier vorliegt, iſt fehr wichtig und gip- 
felt darin: „Retten Sie den Bauernſtand“. (Bei⸗ 
fall. Rufe: Sehr gut! rechts.) 

Miniſter für Land wirthſchaft Dr. Luci ns: 
Er müſſe den Vorwurf der Säumigfeit, den der 
Abg. v. Schorlemer der Regierung gemacht, zurück ⸗ 
weiſen. Eine große Zahl von Provinziallandtagen 
habe fi gegen den Antrag v. Schorlemer ausge ⸗ 
ſprochen, auch ſei das ganze Material jo vielſeitig, 
daß eine gründliche Sichtung erforderlich ſei. Die 
verſchledenen Intereſſenten feten ſehr verſchiedener An ⸗ 
ſicht über die Angelegenheit, deshalb feilen die ge⸗ 
ſetgeberiſchen Vorarbeiten noch nicht ſoweilt gedle⸗ 
hen, um in dieſem Jahre eine Vorlage machen zu 
können, dies könne viellticht im nächſten Jahre ge⸗ 
ſchehen, die Vorlage werde dann aber mehr dem 
hannoverſchen Höferecht, als dem Antrage v. Schor⸗ 
lemer ähnlich ſehen. Die Streichung der Eintra⸗ 
gungsfähigkeit der Rittergüter halte er für keine 
Verbeſſerung der Vorlage. 

Abg. Pariſtus freut ſich, daß die Pro⸗ 
vinzlallandtiage auf Seite der Fortſchrittspartti in 
dieſer Frage ſtänden. 

Abg. Frhr. von Miunigerode: Die 
Herren von der Fortſchrittspartet hätten entſchieden 
Unrecht, wenn fle glaubten, ſie gehörten in ditſen 
bäuerlichen Erbrechtsfragen zur Majorttät im Lande. 
(Sehr gut!) Man ſolle doch nur an die Wald⸗ 
gemeinheitathellung denken, wie die gewirkt habe, 
vaun werde man wiſſen, wie die Fortſchrittspartel 
es jederzeit geweſen, die deſtruktive Tendenzen ver ⸗ 
folgt habe, die nicht die der Majorität geweſen 

n S 2 ta Mertens AR 


4 gerade der Brandenburger Proplatalacrtag. N 


dieſer Provinz, die doch ſtets als Domäne der 
Fortſchrittspartei betrachtet werde, ſich für vieſe 
Geſetßgebung aus geſprochen habe. (Sehr fut) 
Daß dies von dem Großgrundbeſtß Oßpreußens 
nicht geſchehen, könne Niemand wundern, da dleſer 
bekanntlich fortſchrittlich ſei. Wenn ſich die Freunde 
der Maßregel bisher auf den Kleingrundbeſitzer be. 
ſchränkt hätten, fo liege dies darin, daß man hätte 
den Schein vermelden wollen, daß man etwas pro 
domo ſuche. Dieſe Frage kann ſich nur laugſam 
entwickeln, je langſamer vfelleicht deſto ſtetiger, 
er glaube aber, daß ihr die Zukunft gehört. 
(Betſall.) 

Ag. Schorlemer ſucht nochmals nach⸗ 
zuweiſen, daß gerade für Weſifalen ſein Vorſchlag 
der beſte ſei, den man machen könne, fo ſchwierig 
wie der Miniſter die Sache dargeſtellt, ſei fie lange 
nicht. N 

Minifter Dr. Lucius weiſt aus einem in- 
zwiſchen eingeholten Aktenſtücke nach, daß in Weſt⸗ 
falen nicht, wie behauptet, ein Rückgang bes büuer⸗ 
lichen Grundbiſihes, wider nach Zahl der Höfe 
noch des Geſammt Umfanges ſtattgefunden habe. 

Abg. Dr. Windthorſt geht in wohlwol⸗ 
lender Wetſe auf die Einzelbeſtimmungen der Vor⸗ 
lage ein; die wohlthatige Wirkung, die das Höferecht in 


Hannover gezeigt, liege in der ganzen früheren han⸗ 


noveiſchen Geſetzgebung. Die ländliche Bevölle⸗ 
rung wolle eben nichts von dem römiſchen Rechtt 
wiſſen, das ſolle ſich der Herr Jiuſttzminiſter 
merken. 

Hierauf wird die Vorlatze in erſter und zwel⸗ 
ter Berathung nach den Beſchlüſſen des Herren- 
hauses angenommen. 

Nunmehr folgt die dritte Brrathung des Car⸗ 
wurfs eines Geſetzes betreſſend die Zahlung ber 
Beamtengehälter und Beſtimmungen über das Gua⸗ 
den quartal. 

Dieſer wird ohne erhebliche Dis kaſſton mit 
einigen redaktionellen Aenderungen und dem Zu ⸗ 
ſatze des Abg. Weyrauch, die Beſtimmung uber 
das Gnadenquartal auch auf die zue Dispofiton 
ſtehenden Beamten auszudehnen, deſfintttv ange⸗ 
nommen. 

Die Sitzung wird ſodann vertagt. 

Nächſte Sitzung: Mutwoch 12 Uhr. 

Tagesordnung: Petitionen. 


Deutſchlanud. 


Berlin, 11 Jannar. Während ein 
ſches Telegramm des „Dieltio" die able 
Aatwort des grirchiſchen Miniſterpräſtdenten Kun 


digt, wird von ande er Gele 
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lich frledliche Windunz ter Dinge geglaubt. Wollte 
Geiechenland freilich an der falſchen Vorſtellung 


feſthalten, das Konferenzgutachten wüſſe Europas 
letztes Wort fein, jo würde allerdings bie Ent⸗ 


ſcheidung durch die Waffen das letzte Auskunfts⸗ 
mittel bleiben. Die vom „Diriito“ gemeldete Ant ⸗ 
wort des grlichtſchen Miniſterpräſtdenten an den 
franzöſtſchen Geſandten wird indeß von Paris aus 
als aus einer früßeren Zeitlage herrührend und 
der augenblicklichen Lage der Dinge in Athen nicht 
mehr entſprichend bezeichnet. Die Haltung der grie 
chiſchen Regierung, fo wird von Paris aus be⸗ 
merkt, ſei gegenwärtig viel entgegenkommender. Die 
Entſcheibung wird wohl nicht lange mehr auf ſich 
warten laſſen. 

— Die konſervative Fraktion des Aögeorb- 
netenhauſes hat durch den dieſer Tage erfolgten Tod 
idres Mitgliedes v. Waßdorff einen ſchweren 
Verluſt erlitten. Curt v. Watzdorff war am 28. 
Mat 1839 geboren, cvangeliſch und Gutsbeſitzer 
ta Wieſenburg, Regierungsbezirks Pots dam. Er 
war für den 7. Potsdamer Wahlkreis (Weſthavel⸗ 
land, Zauch Belzig) gewählt. 1867 war er Mit- 
glied des konſtituirenden Reichstages, dann desglei⸗ 
chen des norddentſchen Bundes und des deutſchen 
Reichstages, und zwar bis zun Jahre 1874. Von 
1871-74 gehörte er gleichfalls dem Abgeordneten⸗ 
Yanje als Mitglied an. 

— Die Geſchäftslage des Hauſes der Abge⸗ 
ordneten iſt ſo weit gediehen, daß in der Budget⸗ 
Kommiſſlon bereits in nächſter Zeit die Frage des 
Steuer⸗Erxlaſſes zu einem für das Haus vorberei⸗ 
tenden Abſchluſſe gebracht werden wird. Die be- 
züglichen Plenarverhandlungen werden dann unmit⸗ 
telbar folgen. - 

— Ueber den körperlichen Zuſtand des Grafen 
Harry v. Arnim berichtet der „B. B. C“: Graf 
Arnim iſt der Auflöſung nahe, da in Folge des 
Diabetes die Langen ergriffen und die Kräfte in 
ſchneller Abnahme begriffen ſind. Graf Hermann 
v. Arnim, ſein Schwager, wie ſein Sohn v. Ar- 
nim⸗Schlagenthin und feine Tochter find telegra⸗ 
phiſch an das Keankenlager beordert worden und 
bereits nach Nizza abgereiſt. 

— Ueber die Vorräthe, welche zur Bearbei- 
tung in der Buchbinderel des großen Generalſtabis 
ih befunden haben, ale das Feuer am Sonnabend 
Abend ausbrach, war auf das Sorgfältigſte von 
der Regiſtratur und dem Sekretariat Buch geführt 
worden; es konnte alſo ſchon am Sonntag Nach⸗ 
mittag feſtgeſtellt werden, daß durch den Brand 
nichts verloren gegangen iſt, was ſich nicht wieder 
berſtellen ließe. Jaſofern darf alſo der Schaden 
als ein relativ geringfügiger angeſehen werden, 
wenngleich der geſammte Verluſt immerhin eine be- 
mächtliche Höhe haben dürfte. Das verbrannte 
Material iſt durch die Verlage handlung Benecke und 
Schlenther, welche den Vertrieb der Reymann'ſchen 


Gentralſtabskarte übernommen hat, ohne Welleres 


raſch wieder zu erſetzen. g 

Die zwelte Strafkammer des hieſigen Land⸗ 
gerichts verurthellte geſtern den Redakteur des Bör 
ſen⸗Couriers Robert Davidſon wegen Beleidigung 
des Hofpredigers Stöcker durch einen am 27. 
Mai v. J. im Börſen⸗Courier veröffentlichten Ar- 
tikel zu 150 Mark Galdſtrafe. 

Ausland. 

Paris, 9. Januar. Trinquet iR heute in 
Paris aufgewacht, das erſte Mal feit 10 Jahren. 
Und heute iſt gerade der Tag der großen Gemeinde⸗ 
rathswahl; Trinquet iſt als Kandidat aufgeſtellt 
und hofft morgen als Gemeinderath, als Aedil der 
Weliſtadt, aufzuwachen. Tringuet, der geweſene 
Schuſter und Galeerenſträfling; denn geſtern iſt er 
im dem Saale der Linden (des tilleuls) feierlichſt 
mm „Prinzip“ erhoben worden: „Zrinquet iſt 
leine Perſöalſchkeit mehr, er iſt ein Prinzip“. 
Troßdem bleibt er immer noch eine „hohe Berfän- 


lichkeit der Kommune, wie ich heute leſe; und die 
Benennung „politiſcher Galeerenſträfling“ will er 


hinfüro als Ehrentitel tragen. Denn Trinquet 
dat viel perſönliche Würde und vor Allem einen 


langen weißen Bart, den er mit großem Wohlge⸗ 
fallen ſtreicht. 
mune werden; die Schützlinge des heiligen Cris⸗ 


Er wird der Diplomat der Kom⸗ 


vinus find einmal zu Allem zu gebrauchen. Es 
hat den Kommunarden in der That bis jetzt an 
einem anſtändigen Vertreter gefehlt. Rochefort iſt 
zu ängſtlich, Clovis Hugues perfönlich zu unſchein⸗ 
r, Canivet zu unſympathiſch und Blanqul zu 
blädſinnig — wenn er überhaupt noch lebte; 
Louiſe Michel aber würde, ſelbſt wenn die Kom⸗ 
mune mit dem ſallſchen Geſetze rechnete, niemals 
Bertreterin werden; ſie gehört einem Geſchlecht an, 
das ſelbſt den Kommunarden ungenleßbar iſt, näm⸗ 
lich dem Geſchlechte der Mannweiber. Trinquet 
aber hat Anſtand und Selbſtbewußtſein. „Am 
Tage der Gefahr und der Race werde ich mit 
tuch ſein“, bemerkte er geſtern. 

Clemenctau ſoll von den Kommunarden, die 
Trinqutt am Bahnhof abholten, ziemlich unhöflich 
behandelt worden fein; es wird erzählt, daß er im 
perſönlichen Geſpräch mit Loulſe Michel dos Tiſch⸗ 
tuch zwiſchen ſich und ihr durchgeſchnitten habe. 
Heute in der „Juſtice“ verwahrt er fi gegen die 
falſchen Auslegungen, die ſeine Abweſenhiit von 
Blanqui's Lelchenbegängniß gefunden; er ſei ſtets 
Blanqul's Bewunderer geweſen! Indeß iſt es be⸗ 
greiflich, daß ihn das Trelben der Intrauſtgenten 
an vidert. Von ſeiner Schwenkung nach den Op⸗ 
portuniſlen bin iſt ſchon längſt die Rede. Scharf⸗ 
ſichtge Beobachter wollen auch bemerkt haben, daß 
der früher magere Abgeordnete für Montmartre 
Fleiſch angeſitzt habe; wie die Reaktlonäre ſagen, 
die erſte Bedingung für die Zulaſſung ins Palais 
Bombon! 


Provinzielles. 
Stettin, 12. Januar. Zur Herbeiführung 
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eints eitchelllichen Verfahrens wegen der Lypoißela- 
riſchen Eintragung der durch Pfändung nicht bei⸗ 
zutreibenden Grund- und Gebäudeſteuer⸗Rückdände 
auf die Grundſtücke der Schuldner bat der Fanz ⸗ 
miniſter unterm 2. d. im Etaverſtändniß mit der 
königlichen Ober⸗Aechnungskammer bestimmt, vaß die 
Eintragung der Riegel nach bei Rückſtänden, welche 
für das Hebungsſahr den Vetrag von 3 M. nicht 
erreichen, unterbleiben kann, dagegen bei höheren 
Rückſtänden erfolgen muß. Jedoch kann auch bei 
höheren Rückſtänden von der Eintragung Abſtand 
genommen werden, wenn die Annahme begründet 
in, daß die Eintragung wegen Ueberlaſtung des 
Grundſtückes oder aus ſonſtiger Urſache nicht zu 
einer Realiſirung des Rückſtandes führen würde. 
Soll aber bei einem Rückſtande von 24 M. oder 
darüber die Eintragung uaterbleiben, jo bedarf es 
ſtets der zuvorigen beſonderen Genehmigung der 
königl. Regierung. Die ſtattgehabte Eintragung 
eines Rückſtandes iſt in der Ansfallsllſte an der be⸗ 
treffenden Stelle zu vermerken, die Unterlaſſung der 
Eintragung bei Beträgen von wenigſtens 3 M. 
aber ebendaſelbſt durch kurze Angabe des Grundes 
u motiviren. 

— Bei den Navigationsſchulen in den Pro 
vinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen und Pommern ha⸗ 
ben die nächſten Prüfungen der Schiffer und 
Steuerleute für große Fahrt zu beginnen: in Me⸗ 
mel am 22. Februar d. J., in Grabow a. O. 
am 5. März, in Barth am 14. März, in Stral- 
ſund am 23. März, in Danzig am 1. April. 

— In der Sonnabend ⸗ Sitzung des hieſt gen 
Landgerichts wird ſich der berüchtigte Einbrecher 
Berndt wegen ſeiner vlelen in letzter Zeit ver⸗ 
übten Verbrechen zu verantworten haben. Derſelbe 
iſt bekanntlich auf dem Transport von Naugard 
nach Steitin in Alt⸗Damm entſprungen und hat 
dann die Umgegend von Paſewalk durch ſeine mit 
großer Frechheit ausgeübten Einbruchs diebſtähle in 
Schrecken geſetzt. 

— In der vergangenen Nacht hörte der Re⸗ 
vierwächter auf der großen Oderſtraße lauten Lärm, 
er hegab ſich dorthin und fand mehrere Perſonen, 
welche den Tiſchlergeſellen Guſtav Grenz feilhiel- 
ten; derſelbe hattt mit dem Handlungsgehülfen v. 
N. Streit begonnen und demſelben einen Meſſtr⸗ 
ſtich in die Backe beigebracht. Der Wächter ver⸗ 
haftete den Grenz. 

— Die zu mehrjährigen Zuchthausſtrafen ver ⸗ 
urtheilten Kaufmann David Stein aus Lauen⸗ 
burg und Buchbinder Jakob Seellg aus Stolp 
find in geſtriger Nacht aus dem Gefängniß zu 
Stolp entwichen. Die „Zeitung für Hinterpom- 
mern“ ſchreibt darüber Folgendes: Die beiden 
Flüchtlinge hatten gemeinſchaftlich eine im dritten 
Siock belegene Zelle inne. An dem Fenſter der⸗ 
ſelben war eine der eiſernen Traillen ausgebrochen, 
vie, nach den Spuren zu ſchließen, nur unter An⸗ 
wendung einer Feile durchſägt und entfernt worden 
iſt. Darch die dadurch entſtandene Oeffnung und 
vermittels einer ſtarken Waſchleine, die an einer an⸗ 
deren Traille deſſelben Fenſters befeſtigt war, iſt es 
den Beiden möglich geworden, an dle friſche Luft zu 
entkommen. Wie dieſelben aber über die Mauer 
gelaugt ſind, läßt ſich nicht anders denken, als daß 
fie durch Anlegen einer Wagenltiter oder dergleichen 
über die Mauer gefliegen find. Hier haben jeden⸗ 
falls ſchon, eine andere Annahme iſt wohl völlig 
ausgeſchloſſen, Fuhrwerke zur Aufnahme und Fort⸗ 
ſchaffung der Flüchtlinge berelt geſtanden. Ob nun 
auch Beide denſelben Weg eingeſchlagen haben, tft, 
ſo viel wir erfahren haben, noch nicht feſtgeſtellt, 
ſo viel aber ſteht feſt, daß Seelig ſchon wieder 
heute Morgen in Guſtkow bei Bütow feſtgeuommen 
iſt. Eine Beſtätigung des Gerüchtes, daß Stein 
Rh erſchoſſen haben ſoll, bleibt auch noch abzu⸗ 
warten. — Aus allen Nebenumſtänden läßt ſich 
aber folgern, daß den Beiden von irgend einer 
Seite Hülfe zu Theil geworden if, denn woher wä- 
ren ſie ſonſt wohl in den Beflp einer Feile und 
elner Waſchleine gekommen? Von wem aber die 
Hülfe geleiftet iR, iſt bis jezt noch nicht ermittelt 
worden. Die diesbezüglichen Unterſuchungen ſind 
im vollen Gange. 


Aus Sagard wird geſchrieben: Am verfloſſe⸗ 
nen Donnerſtag Morgen ging ein junger Menſch 
durch die Stubbenitz⸗Waldung, in elner ungefähr 
gleichen Entfernung von etwa 2 Kilometern von 
Hagen und Stubbenkammer, auf dem Fußſteige, 
der von Stubbenkammer nach Saßnitz führt; plöß- 
lich begann vor feinen Augen eine etwa 20 Meter 
hohe und wohl hundert Jahre alte Buche in den 
Boden zu ſinken. Der Junge wollte anfänglich 
ſeinen Augen kaum trauen, aber die Thatſache 
ſtand feſt, daß die erwähnte Buche bis auf 12 
Meter ihrer Größe in die Erde verſunken war, 
während der obere Theil des Baumes am Rand 
der entſtandenen Höhlung entzwei brach. Mit 
dem Baume verſank aber auch das ihn auf meh⸗ 
rere Meter in der Runde umgebende Erdreich in 
die Tiefe. 

Kaum hatte ſich dieſes ſonderbare Naturer- 
eigniß vor den Augen des erſtaunten Knaben abgt- 
ſpielt, als ganz in ber Naͤhe der verſunkenen Bucht 
das Erdreich zu weichen begann und dis auf 9 
Meter Tiefe verſank. Es hatte ein doppelter und 
in feiner Art ſehr ſeltſamer Erdrutſch ſtattgefunden. 
Die beiden entſtan denen trichterſörmigen Löcher 
haben das Ausſehen von Minlaturkratern, nur iſt 
die Füllung nicht nach oben gegangen, ſondern nach 
unten ſpurlos verſchwunden. Die eine Oeffnung 
mag wohl 20 Meter im Durchmeſſer und eine 
Tiefe von 10 Metern haben, die andere wirb circa 
18 Meter Durchmeſſer und eine Tiefe von 8,50 
Metern haben; zwiſchen beiden beſindet ſich ein 
elwa 4 Meter breiter Erdſtreifen, der die beiden 
Klüfte von einander trennt. Die Erdſchichten lie⸗ 
gen vor den Augen; es ſind keine Strede, ſondern 
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durchrinander gemiſchte Lager von Kreide und gel- 
be, wahrſcheinlich elſenhaltigem Kieſelſand, wie ſie 
zor undenklichen Zelten durch tine vulkanſche He⸗ 
wall einmal ewporgewirbelt ſein mochten. Die 
eine der Gruben iſt vollſtändig trocken, in der an⸗ 
brren zeigt ſich unten eine Spur von Wafler. 
Das Eigenthümliche an der Sache iſt aber das 
Verſchwinden der bedeutenden Sand- und Kreide⸗ 
maſſe. Daß die Maſſe in eine unterirdiſche Höh⸗ 
lung verſunken iſt, unterliegt natürlich nicht dem 
geringſten Zweifel, aber wle und wodurch dileſe 
Höhluag eniftand, das ſind bis jetzt ungelöſte Fra⸗ 
gen. Der Ort, an welchem die beiden Erdrutſche 
ſtattfanden, iſt ein kleiner Hügel, an deſſen Fuße 
etwas Waldwaſſer ſteht, auch an der entgegenge- 
ſetzten Seite fließt etwas Waſſer, doch immerhin 
einige hundert Meter von dem bezeichneten Orte 
eniftrnt. Es dürfte nun wohl anzunchmen fein, 
daß ein unterirdiſcher Waſſerdurchlaß ſich gebildet 
und nach und nach die Erdſchichten unter den ein⸗ 
geſunkenen Stellen durchwaſchen und ausgehöhlt 
hätte; aber es müßte das ſchon eine ſehr beträcht 
liche Aushöhlung fein, denn die zähe Maſſe von 
Kreide, die ſich in den beiden Schachten findet, 
giebt nicht jo leicht nach und hätte ſich wohl als 
Wölbung aufrecht erhalten, wenn unterhalb nicht 
eine ſehr gähnende Kluft entſtanden wäre, welche 
den Einſturz der oberen Schicht unbedingt nach ſich 
gezogen hätte. Die Sache iſt unter allen Umftän- 
den ein kleines geologiſches Rathſel und verdient 
eine genaue Unterſuchung und E forſchung. 
erm sches. 

— Der „N. A. 3.“ wird ein Plan ruſſt 
ſcher Nihtliſten mitgetheilt, der uns indeß viel Hum⸗ 
bug zu enthalten ſcheint. Sie läßt ſich ſchreiben: 
Ein Uhrmacher, Namens Hutchinſon, in Birming- 
ham hat der ruſſiſchen Botſchaft in London Mit- 
thellungen über ein angebliches Komplott, Höllen⸗ 
maſchinen für nihiliſtiſche Zwecke in England an- 
fertigen zu laſſen, gemacht. Er erzählt, daß er im 
April 1879 bei einem Geſchäftsbeſuch in London 
in einem Reſtaurant in Cheapſide die Bekanntſchaft 
zweler Ausländer — eines Ruſſen und eines Deut- 
ſchen — machte, die ihn, nachdem ſie im Verlaufe 
der Unterhaltung vernommen, daß er Uhrmacher 
ſei, zur Verfertigung gewiſſer Uhrwerke zu veran⸗ 
laſſen ſuchten, dit, wie er glaubt, entſchieden für 
Vernichtungszwecke berechnet geweſen ſeien. Eine 
Höllenmaſchine ſollte arrangirt werden, daß fie un⸗ 
ter der Erde vergraben werden könne; eine zwelte 
Maſchine ſollte mit Haken am Boden eines Eifen- 
bdahnwaggons beſeſtigt werden; eine dritte einfache ⸗ 
rer Konſtruktlon unter einem Gartenweg vergraben 
werden. Eine vierte ſollte die Form einer einfachen 
Dynamitbombe haben, gerade groß genug, um un⸗ 
ter einem Sitzkiſſen verborgen zu werden. Die 
lezte von den Verſchwörern projektirte Maſchint 
ſchildert Hutchinſon als die gefährlichſte und wahr ⸗ 
haft dlaboliſche. Dieſelbe ſollte gerade groß genug 
ausfallen, um in einem gewöhnlichen Blumenſtrauß 
verborgen zu werden. Hutchinſon glaubt, dieſelbe 
ſei dazu beſtimmt geweſen, um bei einem feſtlichen 
Anlaſſe in den Wagen des Zaren geworfen zu 
werden. Die Fremden ſollen elfrig bemüht gewe⸗ 
fen fein, Hutchinſon zu einem beftimmten Verſprechen 
behufs Ausführung der Arbeit zu bewegen, und 
hundert Pfund Sterling für dieſelbe angeboten 
haben. Hutchinſon giebt an, den Auftrag entjchle- 
den zurückgewieſen zu haben. Die Unbekannten 
ſollen die beiden mißlungenen Attentate gegen das 
Leben des Zaren auf der Moskauer Reife und im 
Winterpalaſt vorausgeſagt und Hutchinſon mit dem 
Tode bedroht haben, falls er den Berräther fpiele. 
Hutchinſon behauptet ferner, der Deutſche habe ihm 
mitgetheilt, daß er einer ſoztaliſtiſchen Verbindung 
angehöre, die es auf einen Anſchlag auf das Le⸗ 
ben des Deutſchen Katjers und des Fürſten Bis⸗ 
marck abgeſehen habe. Nachdem er mit den Ver⸗ 
ſchworenen eine kurze Zeit in brleflichem Verkehr 
geftanden, fepte Ad Hutchinson mit der ruſſiſchen 
Botſchaft in Verbindung. 

— um ein Ohr wurde in der vorigen Woche 
vor rinem New Norker Gerichts hoſe prozeſſirt. Es 
handelte ſich um Kopfverletzungen, welche der Knabe 
Louie dadurch erhalten halte, daß er von einem 
Wagen der Lerington⸗Avenue⸗ Pferdebahn niederge⸗ 
worfen worden war und durch welche er auf dem 
einen Ohre taub geworden if. Die Geſchworenen 
nahmen die Sache vom erſten Moment an aufs 
Ernſteſte und obgleich fie die ganze Nacht brauchten, 
um ſich zu einigen, jo hatte doch ihre vorhergehinde 
Uneinigkeit ihren Grund nicht etwa in einem Zwei⸗ 
fel darüber, daß das betreffende Bahn⸗Monopol, 
welches ſo gewiſſenlos mit Leib, Leben und Glie⸗ 
dern feiner Mitmenſchen verfährt, zu verurtheilen 
fei, ſondern nur in der Unentſchiedenheit über die 
Höhe der zu bewilligenden Schadtnerſatzſumme. Wie 
immer in ſolchen Fällen war diefelbe Seilens der 
klägeriſchen Partel auch dieſes mal mit einer Libera⸗ 
lität bemeſſen, welche einiges Abhandeln nicht nur 
zur Möglichkeit, ſondern ſogar zur Pflicht machte. 
Und fo trugen denn die Geſchworenen dieſer Pflicht 
mit verſelben Gewiſſenhaftigkelt Rechnung, mit der 
fie die ganze Angelegenheit behandelt hatten. Sie 
ſprachen die Bahn Kompagnie ſchuldig und vezur⸗ 
theilten fis, ſtatt zu den geforderten zweitauſend 
Dollars, zu — ſechs Cents! 

— Auf der unter Leitung des Herrn Dr. 
Rieß ſtehenden inneren Abthellung des ſtädtiſchen 
Krankenhauſts im Friedrichshain in Berlin fand 
vor einiger Zeit ein Tiſchlee Aufnahme, der an 
Magen- und Darmentzündung (Ileus) litt. Troß 
ſorgfältiger Behandlung und trotz aller Bemühun⸗ 
gen ſeltens ber Aerzte ſtarb er jedoch ſchon nach 
8 Tazen. Bei der Obduktion, die der Proſektor 
am ſtädtiſchen Krankenhauſe, Privatdozent 
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Tagebl.“ mitthellt, in Darme etagellenmt einen 
großen, ſteinharten Fremdkörper, der einen vollſtän · 
digen Darmoerſchluß bewirkt hatte, ferner im Ma⸗ 
gen eine koloſſale Menge von Steinen, die im 
Ganzen ein Gewicht von 960 Gramm, alle bet 
nate 2 Pfund, halten. Alle dieſe Maſſen, welche 
offenbar die Todes arſache des Patienten abgegeben 
hatten, erwieſen ſich bei näherer Prüfung als — 
Schellack. — Wie iſt nun der Schellack dorthin 
gekommen? Der Verſtor bene war dem Trunke er⸗ 
geben und trank den Alkohol in jeder Form. Als 
Tiſchler war ihm die bei der Tischlerei zum Leimen 
verwendete Politur zugänglich, die meiſtens aus 
einer Spirttus⸗Auflöſung des Schellack heſteht, und 
jo wurde er aus Liebe zum Spirttus — Bo- 
Itur-Säufer. Im Magen ſelbſt mußte natür- 
lich eine Sezeſſton der Polttur wieder eintreten; der 
Spiritus wurde von der Magenwand reſorbirt, 
während der Schellack niedergeſchlagen wurde, und 
ſo entſtanden die großen Konkremente im Magen, 
von denen einer in den Darm gelangte, Verſchlie⸗ 
ßung des Darmrohres und endlich den Tod des 
Individuums herbeiführte. Daß daſſelbe ſeit Jah⸗ 
ren der Leidenſchaft fröhnte, außer enormen Quan ⸗ 
titäten Schnaps auch die Politur zu trinken, iſt 
ſchon bei Lebyiten deſſelben von ſelner Frau und 
feinen Mitgeſellen den Aerzten mitgetheilt worden, 
allein letztere waren nicht mehr im Stande, den 
tödlichen Aus gang der im äußerſten Stadium an- 
gelaugten Krankheit abzuwenden. 


Kunſt und Literatur. 

Herr Alb. Roſenthal, ver bekanntlich 
wieder die Direktion des Berliner Stadttheaters 
übernommen hat und auch den kommenden Sommer 
über im Elyſtum⸗ Theater Enſemble-Gaſtſpiele ver⸗ 
anſtaltet, hat in einer aus der Feder des hier ja 
gut alkreditirten Schauſpielers Mejo ſtammenden 
Luſtſpiel⸗Novität „Ein Luſtſpiel aus dem Leben“ 
ein Zugſtück erſten Ranges gefunden. Das nach 
dem Urthell der geſammten Berliner Preſſe wirklich 
beitere Stück beherrſcht bereits ſeit Neujahr das 
Repertole der Berliner Stadttheater Bühne und 
wird, wie man uns ſchreibt, wohl noch nicht jo 
dald wieder abgeſetzt weiden. Uebrigens wollen 
wir bei dieſer Gelegenheit nicht unterlaſſen, unſeren 
Leſern mitzutheilen, daß die Leiſtungen des Perſo 
nals des Herrn Direltor Roſenthal in der geſamm⸗ 
ten Berliner Preſſe als ganz vorzüglich hingeſtellt 
werden und daß außer dem Schauſpielhauſe es 
vlelleicht keine zweite Berliner Bühne giebt, die im 
Luſtſpiel⸗Enſemble fo Tadelloſes leiſtet. Freuen wir 
uns deshalb auf den Sommer! 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 11. Januar. Meldung der „Polt. 
Korreſpondenz“: 8 

Aus Konſtantinopel: Der Sultan hat die 
auf die Löſurg der Arab⸗Tapla-Frage bezüglichen 
Protokolle ratifizirt und ferner tin Irade unter⸗ 
zeichnet betreffend die Verbindung des öſterrelchlſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnnetzes mit dem türliſchen Elfen- 
bahnnetze. 7 

Wien, 11. Januar. Zu dem Briefe der 
„Agence Havas“ über die tuneſiſche Frage bringt 
die „Neue Freie Preſſe“ aus befter Quelle die 
Mittheilung, daß die in jenem Briefe enthaltenen 
Angaben abſichtlich eniſtellt fein. Das Blatt mel- 
det ferner, daß franzöſiſche Offizlere als Spahls 
verkleidet ſeit Monatsfriſt Tunis kreuz und quer 
berriſen. 

Frankreich befürchtet momentan, die nach Pa⸗ 
lerme geſendete tuneſiſche Deputation könne mit 
Calrolt die Legung eines Kabels zwiſchen Tunis 
und Italien vereinbaren. u‘ 

Wien, 11. Jauner. Der geſtrige Bauern- 
tag in Linz war von ungefähr 3000 Bauern be⸗ 
ſucht. Es wurden die bekannten Reſolutionen an- 
genommen. Die Verhandlungen verliefen ſehr 
ruhig. Sämmtliche Blätter konſtatiren, daß die 
Bauern durchaus ſelbſiſtändig vorgehen und keiner 
Partet zuneigen. en 

Dublin, 11. Januar. 
gen Parnell und Genoſſen wurden heute die Plal⸗ 


— 


Ja dem Peopeffe . 


doyers und die Vernehmung der ſeitens der Regir 


rung aufgestellten Zeugen beendet. Die Gerihis- 


ſißung wurde darauf wegen Unwohlſeins des Haupt⸗ 


verlheidigers bie Donnerſtag vertagt. 
Madrid, 11. Januar. Die Deputirtenkam⸗ 


un 
41 
7 


mer begann dit Adreßdebatte. Leon 5 Caſtills 


(liberal) warf der Regierung vor, eine Allan) mit 
nördlichen Mächten zu ſuchen und die Vorthelle 
acceptirt zu haben, die ſich für ſie durch die diplo⸗ 
matiſche Unterſtützung dieſer Mächte gegenüber der 
franzöſiſchen Demokratie ergaben. Der Wine 
präſtdent Canovas del Caſtillo erklärte die Brrägte 
von einer Allianz mit Deutſchland formell für un⸗ 
begründet. Die Beziehungen zwichen e 
und Frankreich ſeien niemals berzlicher geweſen 
als jetzt. 1 a d 
Kallutta, 11. Jannar. Nach hier eingegan 
genen Meldungen aus Kandahar heerſcht dort große 
Auftegung in Folge der Nachricht, die Englinder 
beabſichtigten, Kanvahar zu räumen. 771 
Konftantinopel, 11. Janvar. Der „Vaktt“ 
veröffentlicht ein von einem türkiſchen Diplomaten 
an die Pforte gerlchtetes Schreiben, worin 10 
Pforte angtrathen wird, das Schiedsgericht abſolut 
abzul⸗hnen, Griechenland eine achttägige Friſt zur 
Annahme der in der türklſchen Note dom 3. 
tober angebotenen Gedittstheile zu ſtellen, für den 


Fall ver Ablehnung aber die diplomatischen D. 


D 


ziehungen zu Geiechenland abzubrechen und 
Griechen aus der Türkel zu vertreiben. 
Pforte müſſe die gegenwärlige, für die Türkel gün 
Mächte ſich zu 


| 


